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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Am 1. Mai öffneten die Tore der Weltausstellung in Mailand, die um die Themen
Ernährung, Nachhaltigkeit und Ressourcenverteilung kreiste. Der Schweizer Auftritt, für
den das Parlament rund CHF 23 Mio. bewilligt hatte, stand unter dem Motto
Confooderatio. Der 4432 Quadratmeter grosse Pavillon der Schweiz fiel durch vier aus
Glashüllen bestehende Türme auf, in denen Lebensmittel zum Mitnehmen aufbewahrt
wurden: 2,5 Mio. Portionen Nestlé-Café – Schweizer Exportprodukt Nummer 1 –, 2 Mio.
Päckchen Salz, Wasser – aus dem Mailänder Grundwasser und nicht wie zuerst geplant
aber wegen starker Kritik schliesslich nicht umgesetzt aus Nestlé-Wasserflaschen – und
420'000 Säckchen mit getrockneten Apfelringen. Die Besucher durften sich bedienen,
wobei die Vorräte mit der Zeit abnahmen, was anhand des sinkenden "Pegelstandes"
der Lebensmittel in den glasigen Türmen sichtbar wurde. Das eigene Konsumverhalten
sollte so zum Nachdenken über die endliche Verfügbarkeit von Lebensmitteln anregen:
je mehr der einzelne konsumierte, desto weniger blieb den nächsten Expo-Gästen. 
Zu den vier Türmen im obersten Stockwerk wurden jeweils maximal 120 Personen per
Lift gleichzeitig zugelassen. Im frei zugänglichen Erdgeschoss wollten die
Gotthardkantone Graubünden, Tessin, Uri und Wallis ihre Bedeutung als Wasserschloss
Europas hervorheben. Im Zentrum der Ausstellung der vier Kantone stand ein
Granitblock, der den Gotthard symbolisierte – Wasser und Energie wurden hier zum
leitenden Motto. In einem weiteren Raum im Erdgeschoss wollten drei Städte mit
eigenen Ausstellungen die urbane und innovative Seite der Schweiz repräsentieren.
Basel, Genf und Zürich liessen sich ihre jeweilige Ausstellung rund je CHF 1,5 Mio.
kosten und beabsichtigten damit natürlich auch Standortmarketing. In die Kritik geriet
die Zusammenarbeit Basels mit dem Agrochemiekonzern Syngenta, der mit einem
Beitrag von CHF 200'000 nicht nur Hauptsponsor der baselstädtischen Ausstellung war,
sondern die Ausstellung auch aktiv mitgestaltete. Während der Basler
Regierungsratspräsident Guy Morin (BS, gp) die Zusammenarbeit verteidigte und auf die
Bedeutung des Unternehmens für die Welternährung hinwies, hoben verschiedene
NGOs und Umweltschutzkreise hervor, dass Syngenta in mehreren Ländern der
Verletzung von Menschen- und Gewerkschaftsrechten angeklagt sei. Einem solchen
Konzern eine Plattform und ein Meinungsmonopol zu bieten sei verwerflich. 
Neben den Kantonen und den Städten versuchten auch Schweizer
Lebensmittelproduzenten – allen voran die Bauern – die Weltausstellung als
Werbeplattform zu nutzen. Im Visier hatte man durchaus auch Schweizerinnen und
Schweizer, da mit rund 600'000 Besucherinnen und Besuchern aus der Schweiz
gerechnet wurde – etwa eineinhalbmal so viele Besucherinnen und Besucher als an der
Olma, der Schweizer Landwirtschaftsausstellung schlechthin. 
Das Urteil über den Schweizer Pavillon fiel insbesondere im Vergleich mit den
Ausstellungsobjekten der restlichen 144 Nationen, die auf dem 110 Hektaren grossen
Expo-Gelände präsent waren, recht zwiespältig aus. Wurden auf der einen Seite die
nüchterne Schlichtheit und die inhaltliche Konzentration auf das Thema der
Weltausstellung gelobt, wurde der Pavillon auf der anderen Seite als potthässlich
bezeichnet. Man sehe, dass der Plattenbau nicht von Architekten, sondern von
Marketingfachleuten entwickelt worden sei, kritisierte etwa der Tessiner Startarchitekt
Mario Botta. Eine Weltausstellung sei immer auch innovative und architektonische
Selbstdarstellung, was bei anderen Nationen, nicht aber bei der Schweiz, ersichtlich sei.

Insgesamt besuchten zwischen dem 1. Mai und dem 31. Oktober rund 21 Mio. Personen
die Expo in Mailand. Rund 2,1 Mio. fanden dabei auch den Weg in den Schweizer
Pavillon, 70% von ihnen waren italienische Staatsbürgerinnen und -bürger und rund
10% stammten aus der Schweiz selber. Bundesrat Didier Burkhalter zog beim Abschluss
der Expo in Mailand Ende Oktober eine positive Bilanz. Erstens habe man die Kontakte
mit Italien verbessern können. Umfragen zeigten zweitens, dass rund 20% der
Besucherinnen und Besucher ein positiveres Bild der Schweiz hätten als vor dem
Rundgang im Schweizer Pavillon. Den vier Türmen wurde zudem drittens die beste
inhaltliche Publikumswirkung attestiert – was auch mit einem Preis honoriert wurde.
Insbesondere der Wasserturm, der sich auch aufgrund der hohen Temperaturen rasch
leerte, hatte vor Augen geführt, wie zentral ein intelligenterer Umgang mit der
endlichen Ressource Wasser ist – eine Erkenntnis, die laut Didier Burkhalter zentral sei
für die Schweizer Aussenpolitik. 1

ANDERES
DATUM: 01.05.2015
MARC BÜHLMANN
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Staatsjubiläen

Am 10. Januar fand in Bellinzona die Eröffnungszeremonie zur 700-Jahr-Feier statt. In
seiner Ansprache äusserte sich Bundespräsident Flavio Cotti positiv zur Idee einer
Zukunft der Schweiz in einem geeinten Europa und zur Wandlungsfähigkeit unserer
politischen Institutionen. Gleichzeitig kündigte er ein Solidaritätsgeschenk für alte und
behinderte Menschen im Betrag von 700 Fr. pro Person an und versprach, der
Bundesrat werde sich dafür einsetzen, dass die Dritte Welt mit zusätzlichen 700 Mio Fr.
unterstützt werde. Der Tessiner Architekt Mario Botta hatte für die Durchführung der
Eröffnungsfeier ein eigens dafür konzipiertes Zelt im Castello Grande aufstellen lassen;
dieses originelle Zelt wurde für sieben Schwerpunktfeiern in den verschiedenen
Landesregionen weiterverwendet. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gegen Ende des Berichtsjahres präsentierte die Tessiner Regierung ihr dezentrales
Konzept für eine Landesausstellung im Jahr 1998. Die von Stararchitekt Mario Botta
präsidierte Arbeitsgruppe sieht vor, auf drei grenzüberschreitenden Seen der drei
Kulturräume, dem Boden-, dem Genfer- und dem Langensee, Ausstellungen zu den drei
gesellschaftlichen Grundaspekten Frieden, Leben und Wissen zu organisieren. 3

ANDERES
DATUM: 29.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die Realisierung des im Reformpaket enthaltenen Vorschlags, dass sämtliche
Parlamentarier im Bundeshaus über einen eigenen Arbeitsplatz verfügen sollen,
erfordert zusätzliche Raumkapazitäten. Die nationalrätliche Kommission für
Parlamentsreform liess zuerst zwei Machbarkeitsstudien für die Unterbringung neuer
Büroräume erstellen und beauftragte dann den Tessiner Stararchitekten Mario Botta,
seinen Entwurf für einen Erweiterungsbau weiter zu entwickeln. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.1991
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le président de la République italienne, Oscar Luigi Scalfaro, a effectué une visite
d'Etat de trois jours en Suisse durant laquelle il a été reçu par le Conseil fédéral in
corpore. Les entretiens officiels entre les membres de l'exécutif helvétique et le chef
de l'Etat italien ont porté sur des sujets aussi divers que la communauté de culture
rapprochant les deux pays, la construction européenne, la lutte contre le crime
organisé, la politique de sécurité en Europe ainsi que la mondialisation de l'économie.
Le président italien s'est ensuite rendu dans le canton de Vaud où il a visité l'Ecole
polytechnique fédérale de Lausanne avant de rencontrer plusieurs conseillers d'Etat
vaudois. Son séjour en Suisse s'est achevé par une courte halte dans le canton du
Tessin pour y assister notamment à la présentation de l'Académie d'architecture de
Mendrisio par Mario Botta. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.09.1996
LIONEL EPERON

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
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Raumplanung

Der Abstimmungskampf zur Zersiedelungsinitiative startete relativ spät und verlief
generell eher flau. Mitte Dezember präsentierte das gegnerische Komitee erstmals
seine Argumente für ein Nein, danach blieb es bis Ende Jahr still um das Volksanliegen,
das der Schweizer Bevölkerung am 10. Februar 2019 zur Abstimmung unterbreitet
wurde. Gemäss Nein-Komitee sei die Initiative «überflüssig und unnütz», wie man bald
darauf auch auf Abstimmungsplakaten lesen konnte. Sie schade der Wirtschaft und mit
der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG) werde dem Anliegen bereits
ausreichend Rechnung getragen. Die Forderung nach Einfrieren der Bauzonen sei zu
starr und befeuere den Raumplanungswettbewerb zwischen den Kantonen. Auf der
anderen Seite weibelten die Befürworterinnen und Befürworter mit eindrücklichen
Zahlen zur fortschreitenden Überbauung für ihr Anliegen. Jeden Tag werde eine
Grünfläche in der Grösse von acht Fussballfeldern verbaut, was einem Quadratmeter
pro Sekunde entspreche. Die Initianten wehrten sich gegen das Argument, die
vorgeschlagene Regelung sei zu starr; es sei durchaus möglich, neue Bauzonen
einzuzonen, sofern andernorts eine Fläche derselben Grösse ausgezont würde.
Aufgrund der Tatsache, dass die Raumplanung in erster Linie Sache der Gemeinden und
Kantone ist, erachteten die Gegnerinnen und Gegner dies jedoch nicht als praktikable
Lösung.
Generell stiessen die (jungen) Grünen mit ihrer Initiative nicht auf übermässige
Unterstützung. Mit der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz beschloss eine Urheberin
der Landschaftsinitiative, die bereits eine Einschränkung der Zersiedelung gefordert
hatte und aufgrund der Annahme der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes
schliesslich zurückgezogen worden war, Stimmfreigabe. Die Forderung nach
Beschränkung der Bautätigkeit teile man zwar, erachte jedoch den strikten Plafond als
nicht zielführend. Es sei wahrscheinlich, dass die Zersiedelung im ländlichen Raum, wo
die überdimensionierten Bauzonen mehrheitlich liegen, gar fortschreite. Darüber
hinaus sei man mit der ersten RPG-Teilrevision zufrieden und wolle durch eine
Plafonierung der Bauzonen nicht deren Redimensionierung gefährden. Zu Letzterem
waren Kantone mit speziell überdimensionierten Bauzonen im Rahmen der ersten RPG-
Teilrevision aufgefordert worden. Ein ähnlicher Tenor war von der GLP zu vernehmen,
die gar die Nein-Parole ausgab. Es sei abzuwarten, wie die erste RPG-Teilrevision
umgesetzt werde und inwiefern in der zweiten Teilrevision das Bauen ausserhalb der
Bauzonen eingeschränkt werde. Nicht zuletzt wiesen auch der fög-
Abstimmungsmonitor und die APS-Inserateanalyse eine eher negative Medienresonanz
sowie eine sehr einseitige, beinahe ausschliesslich vom gegnerischen Lager dominierte
Inseratekampagne in den Printmedien nach, was das Bild der ungleich langen Spiesse
im Abstimmungskampf verdeutlichte.
Dennoch äusserten verschiedene Akteure in den Medien auch Verständnis für das
Anliegen und sogar die Gegnerschaft ging einig, dass der Kulturlandverlust gebremst
werden müsse. Die bestehenden Bauzonen böten durchaus noch Platz für eine grosse
Zahl neuer Bewohnerinnen und Bewohner, auch sei das Verdichtungspotenzial noch
nicht ausgeschöpft, wurden verschiedene Studien in den Medien zitiert. Ein klares Ja
fassten darüber hinaus die SP-Delegierten, obwohl sich eine nicht vernachlässigbare
Minderheit ihrer Fraktion in den Räten enthalten hatte. Die SP zeigte sich jedoch im
Abstimmungskampf in den Medien wenig präsent. Auch der Verband Pro Natura,
ebenfalls Urheber der Landschaftsinitiative, gab die Ja-Parole heraus. Support erhielt
die Initiative Ende Januar auch von den Architekten Mario Botta und Benedikt Loderer,
sowie von einem Kollektiv aus weiteren, im Bereich Architektur und Raumplanung
tätigen Personen. Auch die Kleinbauernvereinigung unterstützte, im Gegensatz zum
Schweizerischen Bauernverband, das Volksanliegen.

In ersten, gegen Ende Dezember und in der ersten Januarhälfte durchgeführten
Umfragen erhielt die Initiative noch Wohlwollen bei einer knappen Mehrheit der
Befragten. In der dritten Umfragewelle, die Ende Januar publiziert wurde, hatte das
Volksbegehren dann aber deutlich an Zuspruch eingebüsst. Die Medien schrieben dies
dem Verdienst der neuen UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga zu. Ihr sei es mit
diversen Auftritten gelungen, die Bevölkerung davon zu überzeugen, dass mit dem
revidierten Raumplanungsgesetz bereits ein griffiges Instrument zur Eindämmung der
Zersiedelung vorliege. Gemäss Autoren der Tamedia-Umfrage werde die Bundesrätin als
glaubwürdig eingestuft. Vor ihrer Zeit als Bundesrätin war Sommaruga darüber hinaus
Teil des Initiativkomitees der Landschaftsinitiative gewesen. Das Initiativkomitee der
Zersiedelungsinitiative zeigte sich in Bezug auf die eigene Initiative nicht glücklich über
die kürzlich erfolgte Departementsrochade. Mit Bundesrätin Sommaruga habe man eine
starke Gegnerin im Abstimmungskampf. Darüber hinaus helfe es der Initiative nicht,
dass sie von einer linken Bundesrätin bekämpft werde. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2018
MARLÈNE GERBER
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Gegen die dritte Asylgesetzrevision wurde von einem vorwiegend aus Privatpersonen
zusammengesetzten Komitee – darunter Kulturschaffende wie Dürrenmatt und Botta –
das Referendum ergriffen. SP, GP und die meisten Hilfswerke gingen merklich auf
Distanz, da sie befürchteten, eine breit angelegte Asyldiskussion könnte die
fremdenfeindlichen Tendenzen in der Bevölkerung weiter schüren. Unter diesen
Umständen kam das Referendum nicht zustande. 7

ANDERES
DATUM: 06.07.1990
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Archive, Bibliotheken, Museen

Zu einem erbitterten Streit unter den Erben und Freunden von Jean Tinguely kam es
kurz nach der Einweihung des vom Pharmakonzern Hoffmann-LaRoche finanzierten
und vom Tessiner Architekten Mario Botta konzipierten Museums in Basel, welches mit
rund 70 plastischen Arbeiten und über 100 Zeichnungen einen reichen Querschnitt
durch Werk und Leben Tinguelys vermittelt. Gemäss einem nur wenige Tage nach der
Museumseröffnung unerwartet aufgetauchten Testament wollte der Künstler seine
Maschinen als Ganzes in einem "anti-musée" in seinem Atelier in La Verrerie (FR)
aufgestellt sehen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.1996
MARIANNE BENTELI

Die Idee eines Dürrenmatt-Zentrums in Neuenburg, welches das bildnerische Werk des
Schriftstellers wieder für die Öffentlichkeit zugänglich machen soll, kam einen Schritt
weiter. Nachdem die Witwe Dürrenmatts das ehemalige Wohnhaus des Schriftstellers
der Eidgenossenschaft und die Friedrich-Dürrenmatt-Stiftung dem Literaturarchiv die
Bilder und Zeichnungen aus ihrem Besitz geschenkt hatten, stimmte der Bundesrat dem
Bau des Zentrums zu, für welches Stararchitekt Botta bereits Pläne ausgearbeitet hat.
Baubeginn soll im Frühling 1998 sein. Von den auf CHF 6 Mio. geschätzten Kosten
werden CHF 3 Mio. vom Bund übernommen, CHF 2 Mio. vom Kanton Neuenburg und
CHF 1 Mio. von privaten Sponsoren und Mäzenen. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.11.1997
MARIANNE BENTELI
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